
HELGE PROSS 

Zur Stabilität demokratischer Institutionen 
in der Bundesrepublik 

In den 17 Jahren seit ihrer Errichtung hat die Bundesrepublik 
keine Krisen erlebt*), die die Position einer ~Iachtelite oder die ma­
terielle \Vohlfahrt und die persönliche Sicherheit der Vielen ernstlich 
gefährdet hätten. Weder kam es zu wirtschaftlichen Hezessionen 
mit der beträchtlichen Arbeitslosigkeit, die in den Vc>reinigten Staaten 
seit Kriegsende wiederholt aufgetreten ist, noch gab es heftige indu­
strielle Konflikte. Auch bürgerkriegsähnliche Kämpfe wie die zwi­
schen Anhängern und Gegnern der Negeremanzipation in den USA 
blieben uns erspart. Desgleichen akute militärische Bedrohungen und 
Niederlagen von der Art der französischen in Indochina und Al­
gerien. \Vährend die Hegierungsschicht der DDH sich erst des offenen 
Aufstands und dann des Protests durch Abwanderung erwehren 
mußte, hat keine größere Gruppe die Legitimität der hiesigen Herr­
schaftsgruppen in Frage gestellt. Zu keinem Zeitpunkt also wurde 
das bestehende Gesellschafts- und Staatssystem erschüttert, weder 
durch iiußere Krisen noch durch innere Opposition. Das bedeutet, 
daß auch die demokratischen Institutionen nicht ernstlich belastet 
worden sind. Bisher haben sie die Bewährungsprobe nicht bestanden, 
'veil die Bewährungsprobe noch nicht gekommen ist. \Vas aber wird 
mit ihnen geschehen, wenn eines Tages auch bei uns Krisen der an­
gedeuteten oder anderer Art die gewohnte Balance stören? -- Ich 
glaube nicht, daß irgendeine \Vissenschaft darauf zuverlässige Ant­
worten geben kann. \Veder das theoretische noch das empirische 
Hüstzeug der im weitesten Sinn politischen Disziplinen reicht aus, um 
alle für die Zukunft der Demokratie maßgeblichen nationalen und 
internationalen Entwicklungen zu antizipieren. Obendrein entzieht 
sich das in politischen Heaktionen enthaltene Moment individueller 
und kollektiver Spontaneitiit der vorausdenkenden Kalkulation. Sind 
Prognosen ausgeschlossen, brauchen wir uns freilich nicht jede Spe­
kulation über den Grad der Krisenfestigkeit unserer politischen Ver­
fassung zu verbieten. Ich will zu dieser Problematik ~ der Krisen­
festigkeit oder Stabilität des bestehenden politischen Systems -­
einige Hypothesen formulieren: sie beziehen sich auf das subjektiw 
Verhältnis zur Demokratie. 

Konjunkturrückschläge, militärische Verwicklungen und außen­
politische :\'iederlagen sind nicht an sich schon lebensgefährlich fiir 
die demokratische Verfassung. Sie werden es <>rst. wenn die poli­
tische {; rteilsfiihigkeit und das demokratische Engagement gering 
entwickelt und die Bürgff daher für autoritäre Liisungsvorschlüge 

*J Antrittsvorlesung, gehalten am 19. Juli 1966. 
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anfällig sind. Solange sich ;\lachteliten und viele Beherrschte nicht 
oder nur oberflächlich mit der Demokratie identifizieren, solange ist 
diese instabil. Die Gefahr bleibt dann akut, daß mächtige Minder­
heiten zur Krisenüberwindung antidemokratische Programme an­
bieten und daß breite Schichten sich dafür mobilisieren lassen. Um­
gekehrt besteht gute Aussicht, daß äußere Krisen oder wirtschaft­
liche Erschütterungen nicht auch zu Krisen der politischen Einrich­
tungPn wcrdPn, wenn die Ikmokratie im Bewußtsein dc>r BürgPr fest 
verank<>rt ist. \Vo die :\lenschen sie als ihre eigem' Sache begreifen, 
da ist sie wirklich stabil. \Vie ,·erhiilt es sich mit dieser Stahilitiit in 
der Bundesrepublik? \Vie zuverlüssig ist hier das demokratische 
Engagement? 

Ginge es bei der politischen Urteilsbildung mit rationalen Dingen 
zu, so wiire die Erwartung lwrechtigt, die \Vcstdeutschen hüllen sich 
dank der Erfahrung mit dem Nationalsozialismus und durch die 
Beobachtung des Autoritarismus in der DDH ein für allemal zu 
soliden Demokraten entwickelt, mißtrauisch gegen jede Macht, wach­
sam auch gegenüber den nicht durch vVahl legitimierten Herrschern, 
aufmerksame Beobachter der Politik und stets bereit, Verstöße ge­
gen die demokratischen Prinzipien durch Protestaktionen zu ahnckn. 
Gerade weil sie schon einmal schrecklich betrogen worden sind, müß­
ten sie - so könnte man folgern - aus der Erkenntnis des eigenen 
Versagens die informierte und handlungsbereite Entschiedenheit ge­
wimwn, sich nicht wieder überrumpeln zu lassen und die Demokratie 
um jeden Preis zu verteidigen - gegen Feinde im Inneren nicht an­
ders als nach außen. Diese Haltung, nach :\Iaßgahe des Kollektiv­
interesses die einzig rationale, ist jedoch ganz atypisch. Statt poli­
tischer Vernunft überwiegen Indifferenz und Ahnungslosigkeit ge­
genüber der Politik, vage und daher unzuverliissige Zustimmung zu 
den bestehenden Formen politisclwr Demokratie und Abneigung 
gegen politisches Handeln. Das zeigt jede empirische Untersuchung 
über das politische Bewußtsein. Ich will die wichtigsten Befunde 
daraus wiedergeben. Dabei beschriinke ich mich auf Ergebnisse über 
den Grad des politiscl1en Interesses, den Stand der Kenntnisse über 
Politik und die Einstellung zur Demokratie 1). 

1) Die im folgenden verarbeiteten Materialien sind entnommen aus: l!ABEH­
~IAS, Fll!EDEHL'HG, ÜEHLEH, WELTZ, Student und Politik. Eine soziologische Un­
tersuchung zum politischen Bewußtsein Frankfurter Studenten, Neuwied 1961; 
MA;>;FHEll TEscu:-;En, Politische Bildung an höheren Schulen, in: Zeugnisse. 
Theodor W. Adorno zum sechzigsten Geburtstag, im Auftrag d. Instituts f. So­
zialforschung hrsg. V. MAX 1-IOHKHEnIEn, Frankfurt/M. 1963; WOLFGA;>;G HAH­
TE'.';STEI'.'; u. GU:-;TEH Scm.'REHT, Mitlaufen oder Mitbestimmen. Untersuchungen 
zlLlli demokratischen Bewußtsein und zur politischen Tradition, Veröffentlichun­
gen d. Instituts f. angewandte Sozialwissenschaft Bad Godesberg, Bd. 2, Frank­
furt/M. 1961; Frau und Offentlichkeit, ifas report, hrsg. v. Institut f. angewandte 
Sozialwissenschaft Bad Godesberg, Frankfurt/M. 1965; Jahrbuch der öfientliclien 
Meinung 1947-1955, hrsg. V. ELISABETH NoELLE u. EHICll PETEH NEU:.IA'.';'.'i, 2. 
durchges. Aufl. Allensbach am Bodensee 1956; dieselben, Jahrbuch der öffent­
lichen Meinung 1957, Allensbach 1957; dieselben, Jahrbuch der öffentlichen 
Meinung 1958-1964, Allensbach u. Bonn 1965; GEHIIAHll SCII\IIDTCIIE'.';, Die 
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Das Interesse an Politik, eine notwendige, wenn auch keine zu­
reichende Bedingung demokratischen Engagements, ist gering. Nach 
ihren eigenen Angaben beschüftigen sich Erwachsene und Jugend­
liche nicht oder wenig mit den öffentlichen Geschehnissen, nur ein 
Drittel der Gesamtheit erklürt sich für interessiert, ein Drittel für 
ganz indifferent, das dazwischen liegende Drittel für lau. Diese 
Gleichgültigkeit läßt bereits vermuten, daß die Mehrheit auch nur 
unzulängliche Kenntnisse über politische Institutionen und aktuelle 
Ereignisse besitzt und damit die zweite Bedingung zuverlässigen 
demokratischen Bewußtseins ebenfalls nicht erfüllt. Mindestens zwei 
Drittel beherrschen nicht einmal das kleine Einmaleins der Politik. 
Weder können sie genau angeben, welche Parteien die Bundesregie­
rung bilden, noch wissen sie, welche im Bundestag vertreten sind. 
Das wirft Licht auf die Bedeutung der hohen \Vahlbeteiligung. Diese 
kann nicht Ausdruck demokratischer Reife sein, wenn viele Wähler 
die Konsequenzen ihres Votums kaum notieren. Auch mit der Arbeit 
des Parlaments, das doch der Idee nach in ihrem Auftrag handelt, 
sind die meisten nicht vertraut. Etwa ()0 Prozent halten es für mög­
lich, daß die Regierung auch unter der bestehenden Verfassung 
selber Gesetze macht, und nur wenige haben zutreffende Vorstellun­
gen von den Aufgaben des Bundestags. Noch dürftiger sind die 
Kenntnisse über das politische Tagesgeschehen. Stellvertretend für 
viele gleichlautende Befunde zitiere ich die einer Untersuchung, die 
im Sommer 1957 mit einer repräsentativen Auswahl Frankfurter 
Studenten durchgeführt worden ist 2). Zum Zeitpunkt der Erhebung 
standen drei Themen im Mittelpunkt der öffentlichen Diskussion: 
Konjunkturpolitik, Sozialreform mit dem Plan einer dynamischen 
Rente und Hochschulreform. Über Konjunkturpolitik und dyna­
mische Rente konnten ungefähr je ein Drittel, über Hochschulreform 
nur ein Viertel der Studierenden richtige Angaben machen. - Nach 
den Ergebnissen anderer Studien liegt der Rekord an Ahnungslosig­
keit bei den Frauen, also bei der Mehrheit der Wühler 3). Als die 
Suezkrise die Gemüter erhitzte, wußten 47% nicht, wo der Suezkanal 

befragte Nation. Uber den Einfluß der Meinungsforschung auf die Politik, Frei­
burg 1959; ERICH PETER NEUMANN u. ELISABETH NoELLE, Antworten. Politik im 
Kräftefeld der öffentlichen Meinung, Allensbach 1954; RUDOLF RAASCH, Zeit­
geschichte und Nationalbewußtsein. Forschungsergebnisse zu Fragen der poli­
tischen und allgemeinen Erziehung, Forschungsbericht aus dem Deutschen In­
stitut f. Internationale Pädagogische Forschung, Berlin u. Neuwied 1964; zwei 
bisher nicht veröffentlichte repräsentative Erhebungen d. Instituts f. Sozial­
forschung Frankfurt/M. über Reaktionen der Bevölkerung auf die „Spiegel­
affäre" und den Metallarbeiter-Streik in Baden-Württemberg; HA:-;:-;A11 VoGT, 
Was interessiert die Frauen an der Politik? Rundfunkmanuskript, Hessischer 
Rundfunk, Frauenfunk, Sendung vom 11. 9. 1965; KATJA BEHKEMEYEH, Mädchen, 
junge Frauen und die Politik, Rundfunkmanuskript, Hessischer Rundfunk, 
Frauenfunk, Sendung vom 4. 9. 1965. 

Die Kategorien der Darstellung entnehme ich einem Referat, das MANFHED 
TESCHNER in einer von ihm und mir gemeinsam abgehaltenen Obung in Frank­
furt/M. (Wintersemester 1964/65) vorgetragen hat. 

2) HABERMAS et al., Student und Politik, a. a. 0„ S. 65. 
:i) VOGT, Was interessiert die Frauen an der Politik? a. a. 0. 
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liegt: als die Gründung der '.\fontanunion und des Europarates Ta­
gesgespräch waren, hallen über 60 7(, nichts davon gehört. Die Bei­
spiele genügen, um zu illustrieren, was durch zahlreiche Erlwhung('ll 
erhärtet ist, daß niimlich die Mehrheit aller Schichten nicht üher das 
\Vissen verfügt, das nötig wäre, um Sinn und Prozeß der DPmokratiP 
zu verstehen. 

\Viihrend die meistPn \Vestdeutschen der Politik gleichgültig und 
ignorant gPgenüherstehen, wenden sie sich doch nicht gegen die 
Demokratie. Charaktnistisch scheint eher die oberflächliche Be­
jahung. Xicht nur stimmen etwa 95~; für die demokratischen Par­
teien. Vielmehr bekunden sie auch in Umfragen vage Sympathien mit 
dPm gc'genwiirtigen politischen System. Die l\Iehrheit sagt. wir 
brauchten ein Parlament. Drei Viertel glauben, das Land fahre bes­
sPr, wenn es nwhrere Parteien hat. Knapp die Hälfte will die Befug­
nisse der Hegierung selbst in KrisPnzPiten so weit wiP miiglich be­
schränken. '.\1ißtrauen gegeniiher Machthabern verrät auch die Be­
vorzugung einer Kollegialregierung. ()0 7;; stimmen ihr zu, 20'/;, 
iiußern keine l\1einung, ein Fünftel bevorzugt den Führerstaat. 
\\'ahrscheinlich will jedoch der größere Teil auch dieses Kreises 
nicht die Beseitigung der Demokratie. TESCIINEH hat darauf auf­
merksam gemacht, daß viele Personen eher aus Hilflosigkeit als aus 
Clwrzeugung autoritär reagieren. Sie sind politisch viillig inkompc!Pnl 
und halten sich deshalb an die scheinbar einfacheren Kategorien. 

Umfrageergebnisse vermitteln gewiß nur eine unvollkomnw1w 
Vorstellung von politischen Einslelhmgen. Um diese differenzierter 
zu bestimmen, sind weitere Untersuchungen, nanwntlich auch solche 
über schichtspezifische Unterschiede, nötig. Nichts berechtigt freilich 
zu der Annahme, sie würden die bisherigen Befund<• widerlegen. 
Diese zeigen ganz klar, daß viele l\Ienschen sich nicht mit der Demo­
kratie identifizieren. \Vohl fehlen die aktiven Antidemokraten: das 
ist ein Moment der Überlegenheit \Vestdeutschlands über die Wei­
marer Republik. Es fehlen aber auch die militanten Demokraten. 
Nur kleine l\Iinderheiten sind nach ihrer eigenen Aussage bereit, das 
Grundgesetz zu verteidigen. Die Mehrheit lehnt jede iilwr die Stimm­
abgabe hinausgehende Aktivität ab. Im ganzen überwiegt die :\ei­
gung, sich herauszuhalten. Damit besliitigt sich <las Urteil von 
ADOHNO: „Soviel wird man sagen können, daß das System politischer 
Demokratie zwar in Deutschland als das akzeptiert wird, was in 
Amerika a working proposition heißt, als ein Funktionierendes, das 
bis jetzt Prosperilüt geslatlele oder gar fiirdcrle. Aber Demokratie 
hal nicht derart sich eingebürgert, daß sie die :\Ienschcn wirklich als 
ihre eigene Sache erfahren, sich seihst als Subjekte der politischen 
Prozesse wissen. Sie wird als ein System unter anderen empfunden, 
so wie wenn man auf einer :\lusterkarte die \Vahl hiitte zwischen 
Kommunismus, Demokratie, Faschismus, :\lonarchie, nicht aber als 
identisch mit dem Volk selber, als Ausdruck seiner l\Iündigkeit. Sie 
wird eingeschätzt nach dem Erfolg oder '.\lißcrfolg, an dem dann 



auch die einzelnen Interessen partizipieren, aber nicht als Einheit 
des eigenen Interesses mit dem Gesamtinteresse ... " 4). 

\Venn die Masse der Beherrschten zu wenig aufgeklärt ist, um im­
mun zu sein gegen totalitäre Verheif3ungen, gewinnen die Verhal­
tensbereitschaften der gesellschaftlichen Führungsgruppen zusätz­
liche Bedeutung. Stärker als in einem politisch kompetenten Volk 
hängen die Überlebenschancen der demokratischen Einrichtungen 
dann vom Verhalten der l\lachteliten ab. Hegierung und Parlament, 
die Ministerialbürokratien, die Oligarchien der Parteien und der 
großen Interessenorganisationen, die maßgeblichen Gremien von Po­
lizei und Militär sowie die Entscheidungsgruppen in den Medien der 
Massenkommunikation, schließlich die Justiz und die Hochschulen 
befinden dann über den Bestand der Demokratie. Wo sie den Geg­
nern der Verfassung die materiellen und die moralischen Hilfen ver­
weigern, setzen sich jene auch in Notsituationen nicht durch. Um­
gekehrt haben autoritäre Organisationen leichtes Spiel, wenn sie die 
stärksten l\lachteliten für sich gewinnen. Dann ist das Schicksal der 
Demokratie schon beim Ausbruch einer Krise besiegelt. 

Über die politischen Einstellungen der westdeutschen Führungs­
gruppen liegen keine größeren Erhebungen vor. Sofern wir nicht 
überhaupt darauf verzichten wollen, ihr politisches Bewußtsein zu 
analysieren, sind wir daher auf die „klassischen" (das heißt auch: die 
zumindest partiell überholten) Verfahren der Soziologie, auf die Ab­
leitung der Denk- und Verhaltensweisen von der sozialen Lage, an­
gewiesen. Die soziale Lage definiert sich hier durch die spezifischen 
Traditionen, die soziale Herkunft und die posilionsbedingten Inter­
essen. Der Schluß von diesen Gegebenheiten, so viele Fehlerquellen 
er enthält, erlaubt wenigstens hypothetische Aussagen über das Be­
wußtsein. Dabei ist entscheidend, welche \'orstellung von Demokratie 
die soziale Lage nahelegt, ob sie für den konsequenten oder eher für 
einen elitär-autoritären Demokratiebegriff wirbt. Der konsequente De­
mokratiebegriff macht Ernst mit dem Prinzip der Volkssouveränität; 
er zielt auf politische Gleichheit, Mündigkeit und Selbstbestimmung der 
Vielen. Gemäß diesem Begriff meint Demokratie, in den \Vorten von 
HABERMAS, daß „mündige Bürger unter den Bedingungen einer poli­
tisch fungierenden Öffentlichkeit, durch einsichtige Delegation ihres 
Willens und durch wirksame Kontrolle seiner Ausfühnmg die Ein­
richtung des gesellschaftlichen Lebens selber in die Hand nehmen" 5

). 

Nur wer dieses Konzept adoptiert, dürfte auch in Krisensituationen 
wirklich gefeit sein gegen die Anfechtungen autoritärer Programme. 
~lögen die Verteidiger anderer, konservativer Auffassungen von De­
mokratie jede Form des Totalitarismus ebenfalls nachdrücklich be­
fehden, enthält ihr Denken doch keine Ga ran t i e gegen Kompro­
misse mit autoritären Plänen für die Überwindung ernsterer Kon­
flikte. - Ich will versuchen, die soziale Lage von zwei Führungs-

4) THEODOH w. ADOHNO, Eingriffe, Edition Suhrkamp 10, FrankfurUM. 1963, 
S. 130. 

5) HABEiß!AS, Einleitung zu Student und Politik, a. a. 0„ S. 16. 



gruppen, der Ministerialbürokratie des Bundes und der Leiter großer 
Unternehmungen, im Hinblick auf ihren wahrscheinlichen Einfluß 
auf die politische Mentalität zu analysieren. 

\Vie alle anderen westdeutschen Ilerrschaftsgruppen mit Aus­
nahme der Oligarchien von Gewerkschaften und SPD hat die hohe 
Verwaltungsbürokratie keine demokratische S!andestradition. Im 
Gegenteil: die meisten Beamten betätigten sich statt als Verteidiger 
als Totengräber der ersten deutschen Demokratie. Sie folgten damit 
einer Tradition der Parteinahme für ein auloritiirc>s bürgerliches 
System, die schon vor dem Ersten \Veltkrieg fest verwurzelt und 
durch die Beseitigung der Monarchie nicht erschüttert worden war. 
So alt diese Überlieferungen sind, besitzen sie jedoch kPine auto­
nome, noch die lwutigen Einstellungen und das heutige Verhalkn 
de t er minierende Gewalt. \Vahrscheinlich ist, daß mit der Kata­
strophe von 1945 ihr Bann zerbrach. Obwohl ein hoher Prozentsatz 
der obersten Beamten schon unterm Nationalsozialismus die 
gleichen oder ähnliche Stellen innehalte, akzeptieren sie den neuen 
politischen und gesellschaftlichen status quo und sind insofern loya­
ler als ihre Vorgänger in der \Veimarer Hepublik. Diese Loyalität, 
fraglos ein Fortschritt, involviert jedoch nicht ohne weiteres Loyali­
tät auch gegenüber dem konsequenten Prinzip der Demokratie. 
Solche Loyalität dürfte selten sein, weil ja die Bejahung des neuen 
Zustands häufiger Anpassung an veränderte Umstände als Ergebnis 
eines Aufbegehrens gegen den Totalitarismus war. Da die l\tinistt'­
rialbürokralie überdies eine hohe soziale Kontinuitiit aufweist und 
da die Berufsrollen ebenfalls zu elitiiren Einstellungen verführen. 
hat die Standestradition ihren Einfluß wahrscheinlich doch nicht 
ganz verloren. In der Kombination mit anderen, gleich zu schil­
dernden Momenten behält sie weiterhin Bedeutung als eine diP e n t -
schieden e demokratische Identifikation versperrendP Kraft. 

Bis auf eine sehr kleine Minderheit (5 ?/;) entstammen die MitgliedPr 
der Verwaltungselite des Bundes den Schichten 6 ), die in Deutschland 
seil dem Kaiserreich mehr Gegner als Befürworter Piner demokra­
tischen Verfassung stellten, dem Kleinbürgertum und der Ober­
schicht. Nahezu die Hiilfle wuchs bereits in Beamtenfamilien :1 ul'. 
Ohne die politischen Haltungen ein für allemal festzulegen, lw­
günstigt diese Konlinuitüt die Ausbildung konservativer und d:1s 
heif.lt in Deutschland regelmiißig nichldemokratischer politischer 
Mentaliliiten. Ahnliche Verhaltenspriigungen gehen von den Berufs­
rollen aus. Die hierarchische Struktur der Bürokratie, die I\ormie­
rung der Dienstbeziehungen zwischen den Amtsinhabern sowie zwi­
sclwn Amtsinhabern und Aulknseilern, die Bindung der Dienstent­
scheidungen an nwhr odt>r minder starre lkgeln, schliel3lich die Ab-

6) WoLFGA'.'.'G ZAPF, Die Verwalter der Macht. Materialien zum Sozialprofil 
der höheren Beamtenschaft, in: Beiträge zur Analyse der deutschen Obcrscliicht, 
bcarb. u. hrsg. v. W. ZAPF, München 1965; vgl. auch W. ZAPF, 1.Nandlungen der 
deutschen Elite. Ein Zirlwlationsmode// deutscher Führungsgruppen 19JCJ--1961, 
Mündien 1965. 



hängigkeit der Karriere von der Befolgung der Vorschriften, alle 
diese für das Funktionieren bürokratischer Verwaltung unentbehr­
lichen Reglementierungen nähren das Ordnungsdenken, die Regel­
treue, die Bejahung einer hierarchischen Verfassung auch der außer­
bürokratischen \Veit. \Venn es überhaupt eine Rückwirkung der Be­
rufsstruktur auf die Persönlichkeitsstruktur und einen Einfluß der 
Persönlichkeitsstruktur auf die politische Einstellung gibt, dann er­
zeugt die Bürokratie häufiger Illiberalität als Bejahung des demo­
kratischen Prinzips. Das ist in der Bundesrepublik um so eher anzu­
nehmen, als hier die typische Ausbildung, das Jurastudium, die kon­
servative Tendenz weiter verstärkt. DAHRENDORF hat eine Ursache 
dafür herausgearbeitet: „Das Recht ist der Inbegriff der in einer Ge­
sellschaft geltenden, also herrschenden Normen, die Inkarnation des 
Status quo. \Ver es, in welcher Position auch immer, verwaltet, ist 
daher an den Status quo der sozialen und politischen Verhältnisse 
gekettet. Ein gewisser Konservatismus ist also nicht Idiosynkrasie, 
gar Schuld der Juristen, sondern notwendiger Teil ihrer Rolle in der 
Gesellschaft ... eine Rolle, in der Kritik weniger gilt als Loyalität, 
Originalitiil weniger als Traditionsbewußtsein, Phantasie weniger als 
Kenntnis des geltenden Rechtssystems" 7

). Kommt hinzu, daß die 
personelle Besetzung juristischer Lehrstühle in Deutschland min­
destens bis nach dem Zweiten Weltkrieg wahrscheinlich noch weiter 
dazu beigetragen hat, die der Studienmaterie immanenten konserva­
tiven Suggestionen zu intensivieren. 

In der sozialen Situation der hohen Verwaltungsbeamten kumu­
lieren sich demnach die Momente, die Parteinahme für den konse­
quenten Demokratiebegriff wenig wahrscheinlich machen: die Her­
kunft aus Mittel- und Oberschicht, die Erziehung in Beamtenfami­
lien, Ausbildung, Berufsrolle, antidemokratische Standestradition. 
\Vohl wäre es falsch, diese Umstände als Zwänge zu interpretieren, 
die unwiderstehlich bestimmte politische Haltungen erzeugen. Ebenso 
leichtfertig ist es jedoch, sie zu ignorieren. Verschiedene Vorkomm­
nisse der letzten Jahre bestätigen ihre Bedeutung mehr, als daß sie 
sie widerlegen ich erinnere nur an die sogenannten Affairen: die 
Besetzung der Spiegel-Redaktion, die Abhöraffaire, die angeblichen 
Schubladengesetze im Innenministerium, oder an ein Beispiel aus 
den Gießener Erfahrungen dieser \Vochen: die Unterstützung einer 
rechtsradikalen Studentenzeitschrift durch große Annoncen der Bun­
despost. Solange solche Aktionen bei der hohen Bürokratie nicht auf 
geschlossenen \Viderstand stoßen, besteht die Vermutung zu Hecht, 
daß die sozialen Einflüsse, denen sie unterliegt, keine festere Bin­
dung an die Demokratie bewirken als die, die für die :Mehrheit der 
Bevölkerung charakteristisch ist. 

Über die politischen Tendenzen in den wirtschaftlichen Macht­
eliten liegen widersprüchliche Thesen vor. Sie reichen von der An-

•) RALF DAIIllE'.'IDORF, Gesellschaft und Demokratie in Deutschland, München 
1965, s. 267. 
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nahnw, kontrollierende Eigentümer und kontrollierende Angestellte 
großer Un!Prnehmen seien ebenso wie ihre \Vortführer in den Ver­
hiinden grundsiitzlich unversöhnliche Gegner der politischen Demo­
kratie, bis zu der Vermutung, sie bildeten eine zuverliissige Macht, 
auch in Krisen imstande und bereit, autoritären Ansinnen zu wider­
stehen. Letztlich kann diese Kontroverse nur durch empirische Be­
wußlseinsstudien entschieden werden. Solche Untersuchungen sind 
rar. Das ist ein Sach\·erhalt, der selber der Erklärung bedarf. Ob Pr 
daraus resultiert, daß Unternehmensleiter alle Publizität scheuen, 
die nicht von ihnen gesteuert wird, ob er zurückgeht auf ein genui1ws 
Versagen der Soziologen oder ob auf die Aura der l\lanager, die den 
Plan einer Untersuchung unterdrückt, noch ehe er gedacht wird, das 
Hesultat ist das gleiche: Mangel an Daten über die subjektiven poli­
tischen Dispositionen. Das zwingt uns, ebenso zu verfahren wie bei 
der Überlegung über die Ministerialbürokratie, nämlich das Be­
wußtsein von der sozialen Lage zu deduzieren. 

\Vie die Herkunftsmuster der hohen Beamten spiegeln die der 
wirtschaftlichen Kontrollgruppen di<' traditionalistischen Züge der 
westdeutschen Gesellschaft: die überwiegende Mehrheit stammt aus 
der Oher- und der Mittelschicht, hat höhere Schulen, danach Uni­
versitäten und Technische Hochschulen besucht, die Karriere bereits 
in der \Virtschaft begonnen und die Spitzenstellung erst in vorge­
rückten Jahren erreicht 8). Durchgehend haben wir es demnach mit 
Personen zu tun, die von früh an unter den Einfluß nicht-demokra­
tischer Denkweisen gerieten, im Elternhaus und in den Schulen. 
Schwerlich hat die Ausbildung diese Einflüsse neutralisiert. Die mei­
sten haben Fächer studiert, die entweder wie die Jurisprudenz kon­
servative Einstellungen begünstigen oder wie Naturwissenschaften 
und technische Disziplinen vor der Entwicklung der Atombombe 
wenig Anstöße zu politischer Heflexion gaben oder - der Fall der 
\Virtschaftswissenschaften - aufgeklärte politische Kritik besten­
falls geduldet haben. Da die deutschen Hochschulen und Universi­
täten zumindest in der Studienzeit der heule Arrivierten keine Heim­
sfüllen demokratischen Geistes gewesen sind, ist kaum anzunehmen. 
sie hätten aus den Abkömmlingen autoritär gesinnter Elternhäuser 
und den Absolventen autoritärer Lernschulen typischerweise passio­
nierte Demokraten gemacht. Überdies sind die wirtschaftliclwn 
Machteliten bei uns im Gegensatz zu denen der angelsächsischen 
Demokratien nicht durch liberale Traditionen gebunden. Hin!Pr 
ihnen liegt eine Vergangenheit, die schon lange vor Hitler autoritiir 
gewesen ist. Davon haben sie sich wie die hohe Beamtenschaft nicht 
durch freie Einsicht, sondern unterm Druck der gewandelten Ver­
hältnisse gelöst. 

8) Die Angaben stammen aus einer noch unveröffentlichten Untersuchung, 
die 1964/65 von KARL W. BoETTICHER und mir in dreizehn Großunternehmen 
der Bundesrepublik durchgeführt worden ist. Sie stimmen im wesentlichen 
überein mit den Ergebnissen von W. ZAPF, Die deutschen Manager. Sozialprofil 
und Karriereweg, in: Beiträge zur Analyse der deutschen Oberschicht, a. a. 0. 
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Die Herkunft aus traditionell gegendemokratischen Schichten und 
die antidemokratische Vergangenheit des Berufskollektivs hätten 
vielleicht geringe Bedeutung, würden ihre \Virkungen nicht durch 
die spezifischen Interessen unterstützt, die sich aus den Positionrn 
an der Spitze großer Unternehmungen ergeben. Die Inhaber dieser 
Positionen sind hoch dotiert, genief~en hohes Prestige und haben 
faktisch keine Instanz über sich, die sie zur Rechenschaft zwingen 
oder bindende Anweisungen geben kann. Keine Gruppe innerhalb 
oder außerhalb des Unternehmens hat ein verbrieftes Recht, die Ent­
scheidungen in den obersten Rängen direkt zu beeinflussen. Das gilt 
mit geringen Einschränkungen auch für die '.\fitbestimmungsunter­
nehmen der Montanindustrie. \Vie alle andern sind sie autoritär ver­
faßt. Sie unterliegen nicht den Kontrollen von unten und von außen, 
die im Handlungsbereich der Staatsgewalt wenigstens de jure vor­
gesehen sind, und bilden insofern Fremdkörper in der Demokratie. 
Da den Leitern dieser Gebilde fraglos daran liegt, sowohl die gegen­
wärtige Unabhängigkeit als auch die übrigen Privilegien zu bewah­
ren, müssen sie jeden Anspruch abwehren, der ihre Verfügungsfrei­
heit limitiert. Ihr wohlverstandenes Interesse gebietet generell \Vi­
derstand gegen die demokratischen Prinzipien der öffentlichen Auf­
sicht und des Mitspracherechts jener, die von ihren Entscheidungen 
betroffen sind; \Viderstand auch gegen eine Übertragung der in die 
demokratischen Verfassungen eingegangenen Doktrin, daß der bloße 
Erfolg hier der Markterfolg -- nicht genügt, um Machtausübung 
zu legitimieren. \Velches Verhalten immer das an die Position ge­
knüpfte Interesse im einzelnen vorzeichnen mag, Engagement an den 
konsequenten Demokratiebegriff suggeriert es nicht. Damit bleibt 
auch hier nur der Schluß, daß die wirtschaftlichen '.\lachteliten so 
wenig zuverlässige Hüter der demokratischen Verfassung sind wie 
die meisten '.'licht-Privilegierten und die Ministerialbürokratie im 
Bund. 

Um ein vollständigeres Bild vom politischen Bewußtsein in der 
Bundesrepublik zu gewinnen, müßten wir sämtliche Herrschafts­
gruppen untersuchen. Dafür reicht jedoch die Zeit nicht aus, und 
obendrein mangelt es an Vorarbeiten. Statt die Darstellung fortzu­
setzen, will ich die Frage aufnehmen, wie sich denn der geringe 
Grad demokratischen Engagements erklärt. Dabei beschränke ich 
mich auf die Beherrschten und gehe auf die Führungsgruppen nicht 
mehr ein. 

Die Schwäche der Bindung an die Demokratie mag zunächst den 
Erwartungen nicht entsprechen, weil ja ob je k t i v das eigene In­
teresse von jedem, vor allem vom sog. einfachen Bürger entschiedene 
Parteinahme für sie verlangt. Nur unter einer demokratischen poli­
tischen Ordnung hat er die Chance, das zu erreichen, worin er s<>in 
Glück erblickt, die ungestörte Privatexistenz, Freizeit ohne \Veisun­
gen von Regierung oder Partei, eigenmächtige Verfügung iih<>r das 
freie Geld. Dieser privatistische Glücksbegriff scheint in der Diktatur 
nicht odff nur sehr schwer realisierbar. Das hängt zusammen mit 

57 



Tendenzen, die, wie FRANZ NEW.1ANN herausgearbeitet hat, allen 
nicht-demokratischen Systemen in industriellen Gesellschaften inne­
wohnen 9). In der entwickelten Industriegesellschaft kann sich eine 
autoritäre Hegierung nicht damit begnügen, lediglich die traditionel­
len l\fachtmittel, Armee, Polizei, Bürokratie und Justiz, zu monopoli­
sieren. Sie ist darüber hinaus gezwungen, auch die Produktionsein­
heiten, die Medien der Massenkommunikation, Bildung und Erzie­
hung sowie die sog. Freizeitbeschäftigungen der Menschen direkt 
oder mittelbar in ihre Hegie zu nehmen. Das ergibt sich aus dem dop­
pelten Erfordernis, sowohl die Unterstützung der Massen zu gewin­
nen und zu halten als auch die Entstehung von \Viderstandszentren 
zu verhindern. Beides bedingt die totale Politisierung der Gesell­
schaft. Sie besteht auch dort, wo die monopolistische Herrschafts­
clique schließlich auf die Anwendung von physischem Terror ver­
zichten und den funktionalen Eliten ein gewisses l\faß an Verfü­
gungsspielraum, den isolierten Individuen ein Minimum an Privatheit 
gewähren kann. Grundsätzlich werden diese Chancen, wenn über­
haupt, so nur auf Abruf konzediert und können vergleichsweise 
leicht wieder zurückgezogen werden. 

Das objektive persönliche Interesse, das jedem Einzelnen nach­
drückliche und informierte Zustimmung zur Demokratie gebietet, 
die Erfahrung mit der nationalsozialistischen Herrschaft und der 
drastische Auschreckungsunterricht, den die benachbarte kommu­
nistische Diktatur erteilt, haben - das zeigten die Befragungsresul­
tate - in den Vielen keine rationale politische Haltung erzeugt. 
Diese Bilanz nötigt zu dem Schluß, da/3 die \Virkungen jener Er­
fahrungen und Beobachtungen von anderen Einflüssen neutralisiert 
worden sind. \Velche Einflüsse die in Erfahrung und Interesse an­
gelegten .\löglichkeilen der Ausbildung eines demokratischen Be­
wußtseins unterdrücken, ist systematisch kaum untersucht. Deshalb 
ueschränke ich mich auf zwei .\lomente, die sich aus der Struktur 
von Staat und Gesellschaft der Bundesrepublik ergeben: auf die 
\Virkungen, die ausgehen von der oligarchischen Organisation des 
politischen Gemeinwesens und von der autoritären Verfassung der 
Arbeitswelt. Beide stehen der Entfaltung demokratischen Engage­
ments als kaum überwindbare Hindernisse im \Veg. 

Obwohl nun schon länger Bürger einer Demokratie als irgend­
eine vorangegangene Generation in Deutschland, haben die meisten 
.\lenschen in der Bundesrepublik doch kaum direkte Erfahrungen 
mit ihr. Die große .\lehrheit erlebt Demokratie nur mittelbar als 
Schulz der Privatexislenz gegen die totale Politisierung und nicht als 
eine Ordnung, deren S u b je k l e sie sind. Sie erfahren Demokratie 
als llerrschat'L von Oligarchien, die der Bürger in niedriger sozialer 
Stellung nicht zu beeinflussen vermag. \Vohl legt die Majorität fest, 
wer schließlich die Gesetze machen kann; im übrigen aber bleiben 

U) FHA:->Z NEU.'l!A:->.'\, Notes on the Theory oi Dictatorship, in: NEU.'IIA:->:->, Thc 
Democralic and the Authoritarian State. Essays in Political and Legal Thcory, 
hrsg. v. l-IEHHEHT MAHCUSE, Glencoe, Illinois (Free Press) 1957. 
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Legislatur und Verwaltung ihrer Mitwirkung entzogen. Diese Olm­
macht des Souveräns folgt ebenso wie aus dem allgemeinen Prinzip 
der Hepräsentation aus den besonderen Vorkehrungen des Grund­
gesetzes, die dem Volk rechtlich keine Handhaben lassen, „seinen 
\Villen unmittelbar im Hinblick auf eine bestimmte Sache verbind­
lich auszudrücken" 10

). Indes fehlen nicht nur die Chancen dir e k -
t er Teilhabe, auch die Möglichkeiten indirekter Einflußnahme durch 
Beteiligung an der \Villensbildung der Parteien sind gering. Faktisch 
sind die Parteien heute eher oligarchisch als demokratisch organi­
siert 11

). Statt von unten nach oben und unter Beteiligung aller l\lit­
glieder und Funktionäre wird ihr \Ville überwiegend von der mehr 
oder minder breiten Schicht der Berufspolitiker formuliert. Diese 
schon vor dem Ersten \Veltkrieg beobachtete Oligarchisierung hat 
weniger mit der Anmaßung einzelner Personen als mit sachlichen 
Zwängen zu tun. Die Professionalität der Politik und die Büro­
kratisierung der Parteiapparate, die unerläßliche zentrale Steue­
rung der \Vahlkämpfe und die i\otwendigkeit, mit anderen poli­
tischen Zentralen zu kooperieren, die Finanzierung aus der Staats­
kasse - alles das hat die Macht der obersten Gremien außerordent­
lich erhöht. Einfache Mitglieder und lokale Funktioniire spielen 
demgegenüber kaum eine Holle. Sie reagieren zumeist mit Hesigna­
tion, Schweigen, Inaktivität. \Venn aber schon das Gros der Partei­
angehörigen in den Parteien kaum noch unmittelbare Erfahrungen 
mit Demokratie gewinnen kann, wieviel weniger die Masse der 
Außenstehenden. Die Parteien und wohl auch andere quasipolitische 
Großverblinde haben aufgehört, Schulen und Übungsstiitten zu sein, 
in denen viele Einzelne Gelegenheit erhallen, durch lebendige Er­
fahrung Verständnis für Sinn und Prozeß der Demokratie zu er­
werben und diese schließlich zu erkennen als das, was sie ist: An­
gelegenheit aller Bürger. 

Noch schlechter als in der Sphäre der Politik sind die Mitwirkungs­
chancen dort, wo viele Menschen durch tügliche Praxis am ehesten 
die sachliche Zuständigkeit für die Beteiligung an den sie tangieren­
den Beschlüssen erwerben, in der Arbeitswelt. \Vährend die Staats­
gewalt wenigstens der Idee nach im Auftrag und unter Kontrolle der 
Beherrschten handelt, ist das Prinzip der Volkssouverünitüt in der 
Arbeitssphäre nicht einmal formell akzeptiert. i\ach wie vor gibt es 
hier - wie gerade wieder ÜTTO KIRCHHEIMER dargestellt hat 12

) -

faktisch und formell zwei Lager, die anweisenden und die ausfüh­
renden Klassen. Nicht nur haben die ausführenden so gut wie keinen 

10) HABEH~IAS, Einleitung zu Student und Politik, a. a. 0„ S. 46. 
11) Belege in: ULRICH LOID!AH, Innerparteiliche Demokratie. Eine Unter­

suchung der Verfassungswirklichkeit politischer Parteien in der Bundesrepublik 
Deutschland, Stuttgart 1963; dort auch weitere Literatur. Vgl. auch \VoLFGA~G 
ABE~DHOTII, Innerparteiliche und lnnerverbandliche Demokratie als Vorausset­
zung der politischen Demokratie, in: ABE:l'IlHOTH, Wirtschaft, Gesellschait und 
Demokratie in der Bundesrepublik, FranklurVM. 1965. 

12) OTTO Kmc1111Enrnn, Private Man and Society, in: Political Science 
Ouartcrly, Bd. LXXXI, März 1966, Nr. 1. 
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Einfluß auf die Anweisungen, denen sie gehorchen. Sie arbeiten zu­
dem unter technischen und organisatorischen Bedingungen, die kaum 
GelegPnlwit für eigene Initiative lassen. \Venn ülwrhaupl. ist per­
sönliche Aklivitüt bloß möglich als Konkurrenz um kleine Vergünsti­
gungen am Arbeitsplatz. Solche Konkurrt>nz versliirkt noch d('n 
Druck zur Fügsamkeit und unterminiert die Solidarität. \Venn aher 
die Arheit wesentlich fremdhestimmte Arbeit ist, wenn sie keine 
l\foglichkeil zu verantwortlichPr Mitbestimmung innerhalb des Ge­
samtverbandes bietet und wenn sie kaum umfassendere Solidariliilen 
schafft, wenn sie in anderen \Vorten keinerlei Erfahrung mit 
praktischer Demokratie, sondern das Erlehnis von Ohnmacht und 
Abhängigkeit vermittelt, kann sie auch jenes Selbstbewußtsein nicht 
erzeugen, das eine unentbehrliche Voraussetzung für die Identifika­
tion mit den Prinzipien einer demokratischen Verfassung ist. An­
stelle von Bürgersinn bringt sie die bittere oder resignative oder 
fügsame Selbstdeutung als Objekt hervor. Dazu nur eine Illustra­
tion 13

). Ungelernte und angelernte junge Arbeiterinnen, einige unter 
ihnen Absolventinnen von Zwergschulen und daher unfähig, ihre 
Vorstellungen zu verbalisieren, wurden kürzlich gebeten, ihre Sicht 
der Arbeitswelt in Bildern wiederzugeben. Jede erhielt einen Packen 
illustrierter Zeitschriften, aus denen sie die ihnen geeignet scheinen­
den Fotos ausschneiden und zu einer Darstellung „ihres" Unter­
nehmens zusammenkleben sollten. Ein l\lädchen montierte folgendes 
Bild, dessen Grundzüge bei anderen wiederkehrten: oben bei den 
Wolken eine große Uhr, der Gott, der alles bestimmt; darunter ein 
Schreibtisch, hinter ihm ein Mann, dessen Gesicht durchgestrichen 
war, der unbekannte ferne Chef; darunter drei Schreibtische, die 
Befehlszentralen; unter ihnen das Vorzimmer der allmächtigen 
Sekretärin; dann ein großer Abstand; ganz unten am Band schließ­
lich lauter Füf3e, die Arbeiter und Arbeiterinnen. Das ist ein viel­
leicht extremes, gewiß aber nicht unrealistisches Spiegelbild der tat­
sächlichen Verhältnisse in den Unternehmen, die den meisten Be­
schäftigten keine Chance bieten, sich mit Hecht als verantwortliche 
Bürger zu begreifen. 

Weder in der Politik noch in der Sphäre der Arbeit bestehen also 
für die Vielen reale Möglichkeiten, durch Erfahrung Verständnis für 
demokratische Vorgänge zu gewinnen. Weil <lie Demokratie für sie 
nicht Bestandteil erlebter Praxis ist, können sie sie auch nicht als 
eigene Sache begreifen. Demokratie bleibt fremd und abstrakt; sinn­
los scheint daher, sich mit ihr zu identifizieren. 

Kommt hinzu, daß die Bedingungen, unter denen die meisten 
leben, nur wenig Anstöße enthalten, sich die von der Erfahrungswelt 
verweigerten politischen Kenntnisse t h eo r e 1 i s c h zu erwerben. 
\Vie die Chancen politischer Beteiligung sind auch die durch die 
Lebcnsumstiinde selbff gesetzten Herausforderungen gering, sich 

13) Nach der mündlichen Information einer Mitarbeiterin der Industrie­
gewerkschaft Chemie. 
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zum Sachverständigen zu bilden, der vom Parkett die Vorgänge auf 
der Bühne teilnehmend verfolgt. Solche Zuschaueridentifikation wird 
kaum provoziert. Das folgt aus Tendenzen, die allen zeitgenössischen 
Massendemokratien und allen marktwirtschaftlichen Systemen der 
Gegenwart immanent sind: der Komplexität demokratischer Pro­
zesse, der Undurchschaubarkeit von Herrschaft als Verwaltung, der 
durch die Wirtschaftsordnung angesonnenen einseitigen Kon­
zentration auf den Konsum. Ich kann diese entpolitisierenden Ein­
flüsse jetzt nicht mehr verfolgen. Sicher ist jedoch, daß sie ebenfalls 
für die Gleichgültigkeit gegenüber der Demokratie verantwortlich 
sind. 

\Venn es stimmt, daß die heutigen Formen der Organisation von 
\Virtschaft und Staat den Vielen die Identifikation mit der Demo­
kratie als Identifikation mit ihrem eigenen Interesse in doppelter 
\Veise versperren: sowohl durch die Verweigerung entsprechender 
Erfahrungen als auch durch die Abwesenheit von Herausforderun­
gen zur Ausbildung eines informierten Zuschauerengagements; wenn 
also die politischen Einstellungen und die Weisen des politischen 
Verhaltens selbst etwas Bedingtes, Funktionen des Gesellschafts­
systems sind, dann folgt, daß wir nicht genötigt sind, vor dem Ge­
gebenen zu kapitulieren und die verbreitete Indifferenz als prinzi­
piell unüberwindbar hinzunehmen. \Veder die autoritäre Verfassung 
der Unternehmen und Behörden noch die oligarchische Struktur der 
Parteien und anderer Massenverbände, weder der niedrige Stand des 
Abstraktionsvermögens der großen :\1ehrheit noch ihre Unaufgekliirt­
heit gegenüber der Politik sind unveränderliche Größen. Theoretisch 
bieten sich daher mindestens zwei \Vege zur Sicherung der Demo­
kratie durch Herstellung eines rationalen politischen Bewußtseins 
an, eine Demokratisierung der Herrschaftsverhältnisse in l!nterneh­
men und sonstigen Arbeitseinheiten und die Intensivierung der all­
gemeinen sowie der speziell politischen Bildung. \Vährend über die 
Notwendigkeit einer Verbesserung politischer Bildung weithin Über­
einstimmung besteht, ist der erste \Veg nicht nur umstritten, sondern 
auch kaum diskutiert. Demokratisierung der Arbeitssphäre bedeutet 
sowohl, daß die Beschäftigten aller Ränge eines Unternehmens (oder 
einer Behörde) an den sie tangierenden Beschlüssen beteiligt, daB 
also die bestehenden Formen der Mitbestimmung radikal ausgewei­
tet werden, als auch die Institutionalisierung von Mitsprache- und 
Kontrollrechten solcher Gruppen, die dem Unternehmen nicht als 
Beschäftigte, wohl aber als indirekt Betroffene zugehören: Konsu­
menten, Genieinden, Gewerkschaften, Kapitaleigentümer, die Staats­
gewalt. Solche Beteiligung würde die Chance lebendiger Erfahrung 
mit Demokratie verbessern; sie könnte die Neigung zur Selbstinfor­
mation stimulieren und schließlich auch das politische Interesse der 
Außenstehenden entzünden, insoweit sie größere Öffentlichkeit der 
innerbetrieblichen Vorgänge und dadurch Pine regere öffentliche 
Diskussion zwischen Gruppen mit divergierenden Interessen ver­
bürgt. 
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\Vir waren ausgegangen von der Frage, wie sicher die demokra­
tischen Einrichtungen im Bewußtsein der Menschen verankert, wie 
krisenfest sie sind. Als vorläufiges Resultat ergibt sich, daß die Ge­
fahrenzone noch nicht durchschritten ist. Nach wie vor ist die \Vahr­
scheinlichkeit groß, daß viele Herrschende und viele Beherrschte in 
einer Krise antidemokratisch reagieren, die demokratischen Institu­
tionen zumindest nicht nachdrücklich verteidigen werden. Dies Er­
gebnis impliziert freilich keine Prognose für die Zukunft der zweifrn 
deutschen Demokratie. Niemand vermag zu sagen, ob es den aktiven 
demokratischen Minderheiten schließlich nicht doch gelingen wird, 
die gleichgültigen Mehrheiten auf ihre Seite zu ziehen; niemand 
kann die Einflüsse von außen antizipieren, die in einer kritischen 
Situation ebenfalls die \Villensbildung bestimmen. Letztlich hängt 
das Schicksal der westdeutschen Demokratie nicht allein von den 
\\Testdeutschen selber ab. Maßgebend sind auch die Entwicklungen 
in den anderen Demokratien. Dort sind ähnliche strukturelle Krüfte 
am \Verk wie die, die hierzulande die Ausbildung eines demokra­
tischen Bewußtseins erschweren. \Viihrend sie jedoch in Deutschland 
auf dem Boden einer nicht-demokratischen Gesd1ichte gedeihen. slo­
ßen sie zum mindesten in den angelsächsischen Staaten auf den 
\Viderstand einer langen und von Herrschenden und Beherrschten 
gleichermaßen akzeptierten demokratischen Tradition. Solche Tradi­
tionen müssen sich hier erst noch bilden. Solange das nicht geschehen 
ist, ist klar, daß kein Anlaß zu optimistischer Beruhigung besteht. 
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